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ABSCHNITT I 

Rechtsform, Aufgabe und Grundkapital 


(2) Die Bundesbank kann Aktien der 
Bank für internationalen Zahlungsausgleich 
erwerben und veräußern. 
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Rechtsform und Sitz 


(1) Die Bank deutscher Länder, die Lan- 
deszentralbanken und die Berliner Zentral- 
bank werden unter Ausschluß der Abwick- 
lung vereinigt und in die Deutsche Bundes- 
bank umgewandelt. 

(2) Die Bundesbank ist eine juristische Per- 
son des öffentlichen Rechts mit dem Sitz in 
Frankfurt/Main. Sie unterhält Zweiganstalten 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes. 


§2 

Aufgabe 

Die Bundesbank ist die Währungs- und 
Notenbank der Bundesrepublik Deutschland. 
Sie hat die Aufgabe, die Währung zu sichern. 
Sie regelt den Geldumlauf und die Kreditver- 
sorgung und soll den Zahlungsverkehr im 
Inland und mit dem Ausland erleichtern. 


§3 


Verhältnis zur Bundesregierung 


(1) Im Rahmen ihrer Aufgabe hat die Bun- 
desbank die allgemeine Wirtschaftspolitik der 
Bundesregierung zu unterstützen und die 
Sonderlage Berlins zu berücksichtigen. 

(2) Die Bundesbank hat der Bundesregie- 
rung über Angelegenheiten von wesentlicher 
währungs- und finanzpolitischer Bedeutung 
zu berichten. Sie hat der Bundesregierung 
auf Verlangen Auskunft zu erteilen. 


§4 

Beteiligungen 

(1) Die Bundesbank kann sich mit Zustim- 
mung der Bundesregierung an Einrichtungen 
beteiligen, die einer gemeinsamen internatio- 
nalen Währungspolitik dienen oder geeignet 
sind, die Erfüllung ihrer Aufgabe zu fördern. 


§ 5 

Grundkapital 

Das Grundkapital beträgt zweihundert- 
undneunzig Millionen Deutsche Mark. Das 
Kapital hält bis zu einer anderweitigen ge- 
setzlichen Regelung der Bund. 


ABSCHNITT II 

Organisation 

§6 

Direktorium 

(1) Die Bundesbank wird durch das Direk- 
torium geleitet und verwaltet. Das Direk- 
torium besteht aus dem Präsidenten als Vor- 
sitzenden, dem Vizepräsidenten und weiteren 
zehn Mitgliedern. Die Anzahl kann durch die 
Satzung (§ 31) erhöht werden. Die Mitglie- 
der des Direktoriums müssen die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzen; sie sollen her- 
vorragende Kenner des Notenbankwesens 
und der Wirtschaft sein. 

(2) Die Mitglieder des Direktoriums wer- 
den vom Bundespräsidenten bestellt, und 
zwar der Präsident und Vizepräsident auf 
Vorschlag der Bundesregierung, von den 
zehn weiteren Mitgliedern fünf auf Vor- 
schlag der Bundesregierung und fünf (vgl. 
dazu § 10 Abs. 3) auf Vorschlag des Bundes- 
rats Im Benehmen mit der Bundesregierung, 
jedes weitere Mitglied auf gemeinsamen Vor- 
schlag von Bundesregierung und Bundesrat. 
Die Bestellung erfolgt auf die Dauer von 6 
Jahren. Aus besonderen Gründen kann Im 
Einzelfall eine kürzere Amtsdauer festgesetzt 
werden. 

(3) Das Direktorium faßt seine Beschlüsse 
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
die Stimme des Präsidenten. Zur Beschluß- 
fähigkeit ist die Anwesenheit von mehr als 
der Hälfte der Mitglieder des Direktoriums 
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erforderlich. Ein Mitglied des Direktoriums 
darf sein Stimmrecht nicht ausüben, wenn die 
Beschlußfassung ein Rechtsgeschäft mit ihm 
selbst zum Gegenstand hat. 

(4) Das Direktorium vertritt die Bundes- 
bank gerichtlich und außergerichtlich. Wil- 
lenserklärungen sind für die Bundesbank 
verbindlich, wenn sie von zwei Mitgliedern 
des Direktoriums oder von zwei vom Direk- 
torium ermächtigten Vertretern abgegeben 
werden. Zur Rechtswirksamkeit einer der 
Bundesbank gegenüber abzugebenden Wil- 
lenserklärung genügt die Abgabe der Erklä- 
rung gegenüber einem Mitglied des Direk- 
toriums oder gegenüber einem vom Direk- 
torium ermächtigten Vertreter. 


§7 


Zusammenarbeit mit der Bundesregierung 


(1) Der Bundesminister für Wirtsdiaft und 
der Bundesminister der Finanzen oder deren 
bevollmächtigte Vertreter können an den 
Sitzungen des Direktoriums teilnehmen. Sie 
können Anträge stellen, haben aber kein 
Stimmrecht. Sie sind über wesentliche Be- 
ratungsgegenstände rechtzeitig zu unter- 
richten. Sie können ih^ferseits die Anberau- 
mung einer Sitzung verlangen, 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft 
oder der Bundesminister der Finanzen kann 
gegen einen Beschluß des Direktoriums 
innerhalb von vier Tagen Einspruch erheben. 
Der Einspruch hat aufschiebende Wirkung, 
es sei denn, daß das Direktorium bei einer 
Veränderung der Zins- und Diskontsätze 
oder der Mindestreservesätze etwas anderes 
besdiließt. 

(3) Die Bundesregierung kann innerhalb 
von einer Woche nach Einlegung des Ein- 
spruchs verlangen, daß das Direktorium un- 
verzüglich zu erneuter Beratung und Be- 
schlußfassung über den Gegenstand des Ein- 
spruchs Zusammentritt. Macht die Bundes- 
regierung von ihrem Recht, eine erneute Be- 
schlußfassung zu verlangen, keinen Gebraudi, 
so gilt der Einspruch als zurückgenommen. 


§8 

Beirat 

(1) Dem Direktorium steht zu seiner Be- 
ratung ein Beirat von Sachverständigen aus 
dem Kreditgewerbe, der Industrie, dem Han- 


del, der Landwirtschaft, dem Versicherungs- 
gewerbe, dem gemeindlichen Finanzwesen, 
dem Handwerk, den Gewerkschaften, den 
freien Berufen und der Wissenschaft zur Ver- 
fügung. Dem Beirat sollen höchstens sieben- 
undzwanzig Mitglieder angehören, davon 
mindestens ein Drittel Sachverständige aus 
dem Kreditgewerbe. 

(2) Die Mitglieder werden nach Anhörung 
der in Betradit kommenden berufsständi- 
schen und sonstigen Organisationen auf Vor- 
schlag des Direktoriums von der Bundes- 
regierung auf die Dauer von drei Jahren be- 
rufen. 

(3) Der Beirat berät unter dem Vorsitz des 
Präsidenten oder Vizepräsidenten des Direk- 
toriums. Er ist mindestens zweimal im Jahr 
oder auf Antrag von mindestens einem Drit- 
tel seiner Mitglieder einzuberufen. Die Mit- 
glieder des Direktoriums können an den 
Sitzungen des Beirats teilnehmen. 


§9 

Kuratorium 

Zur Erfüllung besonderer ln diesem Ge- 
setz bezeichneter Aufgaben besteht ein Kura- 
torium. Es setzt sich zusammen aus dem 
Stellvertreter des Bundeskanzlers, dem Bun- 
desminister für Wirtsdiaft, dem Bundesmini- 
ster der Finanzen, dem Bundesminister des 
Innern und zwei auf die Dauer von zwei 
Jahren vom Bundesrat zu bestellenden Mit- 
gliedern. 


§ 10 

Zweiganstalten 

(1) Die Organisation der Bundesbankzweig- 
anstalten (Bundesbankhauptstellen, Bundes- 
bankzweigstellen und Bundesbankneben- 
stellen) wird durch die Satzung geregelt. 

(2) Die selbständigen Zweiganstalten (Bun- 
desbankhauptstellen und Bundesbankzweig- 
stellen) werden von einem Vorstand geleitet, 
der aus mindestens zwei Mitgliedern besteht. 
Der Vorstand vertritt die Bundesbank inner- 
halb des Geschäftsbereichs der Zweiganstalt 
gerichtlich und außergerichtlich. Willens- 
erklärungen selbständiger Zweiganstalten 
sind für die Bundesbank verbindlich, wenn 
sie von zwei Vorstandsmitgliedern oder ihren 
Vertretern abgegeben werden. Zur Rechts- 


4 



Wirksamkeit einer Willenserklärung gegen- 
über selbständigen Zweiganstalten genügt die 
Abgabe der Erklärung gegenüber einem Vor- 
standsmitglied oder dessen Vertreter. Alle 
Klagen gegen die Bundesbank, die auf den 
Geschäftsbetrieb einer Zweiganstalt Bezug 
haben, können bei dem für den Sitz der 
Zweiganstalt zuständigen Gericht erhoben 
werden. 

(3) Je eines der vom Bundesrat im Be- 
nehmen mit der Bundesregierung vorzu-^^ 
schlagenden fünf Mitglieder des Direkto- 
riums ist zugleich zum Ersten Vorstandsmit- 
glied einer Bundesbankhauptstelle am Sitz 
der Bundesbank, an einem bedeutenden 
Bankplatz in je einem der nach § 1 des Ge- 
setzes über den Niederlassungsbereich von 
Kreditinstituten vom 29. März 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 217 gebildeten drei Bank- 
bezirke und in Berlin vorzuschlagen und zu 
bestellen. 

(4'^ Im übrigen hat der Präsident des 
Direktoriums bei der Bestellung der Ersten 
Vorstandsbeamten der Bundesbankhaupr- 
stellen die Regierung des Landes anzuhören, 
in dem sich die Hauptstelle befindet. 


' ABSCHNITT III 

* 

Geschäftskreis 
§ 11 

Geschäfte mit Kreditinstituten 

Die Bundesbank darf mit Kreditinstituten 
folgende Geschäfte betreiben: 

1. Wechsel und Schecks kaufen und verkaufen, 
aus denen drei als zahlungsfähig bekannte 
Verpflichtete haften; von dem Erforder- 
nis der dritten Unterschrift kann abge- 
sehen werden, wenn durch eine Sicherheit 
oder in sonstiger Weise die Einlösung des 
Wechsels oder Schecks gewährleistet ist; die 
Wechsel müssen innerhalb von drei Mo- 
naten vom Tage des Ankaufs an gerechnet 
fällig sein; sie sollen gute Handelswechsel 
sein; 

2. Wechsel kaufen und verkaufen, die von 
der Bundesrepublik Deutschland, den Son- 
dervermögen Lastenausgleich, Bundesbahn 
und Bundespost oder von einem Land aus- 
gestellt und innerhalb von drei Monaten 
vom Tage des Ankaufs an gerechnet fällig 
sind (Schatzwechsel); 


3. verzinsliche Darlehen gegen Pfänder (Lom- 
bardkredite) auf nicht länger als drei Mo- 
nate gewähren, und zwar gegen 

a) Wechsel, die den Erfordernissen der 
Nr. 1 entsprechen, 

b) Schatzwechsel, 

c) Schatzanweisungen, langfristige Schuld- 
verschreibungen und Sdbuldbuchforde- 
rungen, deren Aussteller oder Schuld- 
ner die Bundesrepublik Deutschland, 
die Bundesbahn, die Bundespost oder 
ein Land sind, . 

d) sonstige festverzinsliche Wertpapiere 
nach näherer Bestimmung der Satzung, 

Die Höhe der Beleihungsgrenzen wird 
durch die Satzung bestimmt; kommt der 
Schuldner eines Lombardkredits in Verzug, 
so ist die Bundesbank berechtigt, ohne ge- 
richtliche Ermächtigung oder Mitwirkung 
das Pfand durch einen ihrer Beamten oder 
durch einen zu Versteigerungen befugten 
Beamten öffentlich zu verkaufen oder, 
wenn der verpfändete Gegenstand einen 
Börsen- oderhlarktpreis hat, den Verkauf 
nichtöffentlich ciurch dieser Be- 

amten oder einen Handelsmaider zum 
laufenden Peris bewirken zu lassen und 
sich aus dem Erlös für Kosten, Zinsen und 
Kapital bezahlt zu machen; dieses Recht 
behält die Bundesbank auch gegenüber an- 
deren Gläubigern und gegenüber der Kon- 
kursmasse des Schuldners; 

4. unverzinsliche Gelder als Einlagen oder im 
Giroverkehr annehmen; 

5. Wertgegenstände, insbesondere Wert- 
papiere, in Verwahrung und Verwaltung 
nehmen. 

S 12 

Geschäfte mit dem Staat 

(1) Die Bimdesbank darf mit d^r Bundes- 
republik Deutschland, dem ERP-Sonderver- 
mögen, den Sondervermögen Lastenausgleich, 
Bundesbahn und Bundespost sowie den Län- 
dern folgende Geschäfte betreiben: 

1. kurzfristige Kredite in Form von Budi- 
und Schatzwechselkrediten (Kassenkredite) 
gewähren. Die Höchstgrenze der Kassen- 
kredite einschließlich der Schatzwechsel, 
deren Ankauf die Bundesbank zugesagt 
- hat, beträgt * ' 
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a) bei der Bundesrepublik Deutschland 
ein Zehntel der Einnahmen aus Steuern 
und Zöllen im vorangegangenen Haus- 
haltsjahr cinsdilicßlidi des Anteils an 
den Steuereinnahmen der Länder, aber 
abzüglich des Bundeszusdiusses für 
Berlin, 

b) bei dem ERP-Sondervermögen einhun- 
dert Millionen Deutsche Mark, 

c) bei dem Sondervermögen Lastenaus- 
gleidisfonds zweihundertfünfzig Mil- 
lionen Deutsche Mark, 

d) bei der Bundesbahn vierhundert Mil- 
^ lionen Deutsche Mark, 

c) bei der Bundespost zweihundert Mil- 
lionen Deutsche Mark, 

f) bei einem Lande ein Zehntel der 
Steuereinnahmen im vorangegangenen 
Haushaltsjahr naA Abzug des Bundes- 
anteils und naA pu|:Aführung des 
Finanzausgleichs mit den übrigen Län- 
dern, beim Lande Berlin zuzügliA des 
BundeszusAusses; 

2. xmverzinsIiAe Gelder als Einlagen oder im 
Giroverkehr annehmen. Die Bundesbank 
darf iedoA diese Gelder für ReAnij^ des 
Gläubigers zinsbringend anlegen. Die An- 
lage kann auA in AusgleiAsforderungen 
erfolgen. Eter Gläubiger kann jederzeit 
verlangen, daß die Bimdcsbank die Aus- 
gleiA^orderung zurüAcr wirbt; 

3. unentgeltliA Wertgegenstände, insbeson- 

dere Wertpapiere, in Verwahrung und* 
Verwaltung nehmen. 

(2) Die Bundesbank ist vc^fliAtet, für 
die in Absatz 1 genannten örfcntliAen Ver- 
waltungen unentgeltliA BankgesAäfte zu er- 
ledigen. Der Bund und die Länder sollen ihre 
die allgemeine Vcrwaltungbetreff enden Bank- 
gesAäfte durA die Bundesbank besorgen, 
insbesondere ihre Anleihen, SAatzanweisun- 
gen und SAatzwcAsel in erster Linie durA 
sie begeben lassen. 


§ 13 

GcsAäfte am offenen Markt 

Die Bundesbank darf zur Regelung des 
Gcldinarktes SAatzwcAsel sowie SAatzan- 
weisimgcn, langfristige SAuldversAreibun- 
gen imd SAuldbuAforderungcn, die den Er- 
fordernissen des § 11 Nr. 3 c cntsprcAcn, so- _ 




wie nadi näherer Bestimmung der Satzung 
andere zum amtlichen Börsenhandel zuge- 
lassene festverzinsliche Wertpapiere am offe- 
nen Markt kaufen oder verkaufen. 


S 14 


Geschäfte mit jedermann 


(1) Die Bundesbank darf auch von anderen 
als den in $ 11 und § 12 genannten Personen 
und Körperschaften unverzinsliche Gelder 
als Einlagen oder im Giroverkehr annehmen. 


(2) Die Bundesbank darf für eigene oder 
fremde Kechnimg Devisen, Wertpapiere in 
ausländischer Währui^, Ck>ld, Suber oder 
Platin kaufen emd verkaufen sowie 'andere 
Geschäfte, auch Darlehnsgeschäfte in diesen 
Werten abschließen. 


S 15 

Auslandsgeschäfte 

(1) Die Bundesbank darf Bankgeschäfte für 
ausländische Regierungen und deren Ver- 
tretungen erledigen. 

(2) Sie darf Konten bei Geldinstituten 
außerhalb oder bei deren Niederlassungen 
innerhalb d6s Geltungsbereichs dieses Ge- 
setzes unterhalten und für solche Geldinsti- 
tute Konten führen. • 


S 16 

Bestätigung von Schecks 

(1) Die Bundesbank darf Schecks, die auf 
sie gezogen sind, nur nach vorheriger Dek- 
kung betätigen. Aus dem Bestäti^ngver- 
merk wird sie dem Inhaber zur Einlösung 
verpflichtet; für die Einlösung haftet sie auch 
dem Aussteller und den Indossanten. 

(2) Die Einlösung des bestätigten Schecks 
darf auch dann nicht verweigert werden, 
wenn inzwischen über das Vermögen des 
Ausstellers der Konkurs eröffnet worden ist. 

(3) Die Verpflichtung aus der Beseitigung 
erlischt, wenn der Scheck nicht innerhalb 
von acht Tagen nach der Ausstellung zur 
Zahlung vorgelegt wird. Auf den Namweis 
der Vorlegung finden die Vorschriften des 
Artikels 40 des Scheckgesetzes (Reichsgesetz- 
bl. 1933 I S. 597) Anwendung. 

(4) Der Anspruch aus der Bestätigung ver- 
jährt in zwei Jahren vom Ablauf der Vor- 
legimgsfrist an. 



(5) Auf die gcriditlidie Geltendmachung 
von Ansprüdien auf Grund der Bestätigung 
finden die für Wechselsachen geltenden Zu- 
ständigkeits- und Verfahrensvorschriften ent- 
sprechende Anwendung. 

(6) Die Bestätigung begründet nicht die 
Verpflichtimg zur Entrichtung einer Steuer 
oder Abgabe. 

§ 17 

Sonstige Geschäfte 

Andere Geschäfte als die in den §§ 11 bis 
16 zugelassenen darf die Bundesbank nur auf 
Grxmd besonderer gesetzlicher Ermächtigung 
oder zur Durchführung und Abwicklung zu- 
gelassener Geschäfte ^er für Zwecke des 
eigenen Betriebes oder für Betriebsangehörige 
vornehmen. 


ABSCHNITT IV 

Währungspolitische Befugnisse 
S 18 

Notenausgabe 

(1) Die Bundesbank iiat das a^schließliche 
Recht, Banknoten im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes auszugeben. Ihre Noten lauten auf 
Deutsche Mark. Sie sind das einzige unbe- 
schränkte gesetzliche Zahlungsmittel. Noten, 
die auf kleinere Beträge als zehn Deutsche 
Mark lauten, dürfen nur im Einvernehmen 
mit der Bundesregierung ausgegeben werden. 

(2) Die Bundesbank hat für beschädigte 
Noten Ersatz zu leisten, sofern der Inhaber 
entweder einen Teil der Note vorlegt, wel- 
cher größer ist als die Hälfte, oder den Nach- 
weis führt, daß der Rest der Note, von 
welcher er nur die Hälfte oder einen gerin- 
geren Teil vorlegt, vernichtet ist. 

(3) Der Aufruf und die Einziehung von 
Noten erfolgt durch das Direktorium, das 
hierüber die näheren Bestimmungen erläßt 
uncl öffentlich bekanntgibt. Die aufgerufenen 
Noten werden nach Ablauf der vom Direk- 
torium bestimmten Umtauschfrist ui^ültig. 

(4) Die Bundesbank ist nicht verpflichtet, 
für vernichtete, verlorene und ungültig ge- 
wordene Noten Ersatz zu leisten. 


S 19 

Diskont- und Offenmarktpolitik 

Das Direktorium setzt die im Geschäfts- 
verkehr der Bundesbank anzuwendenden 
Zins- und Diskontsätze fest imd bestimmt die 
Handhabung des Offenmarktgeschäftes. 

§ 20 

Mindesteinlagen der Kreditinstitute 

(1) Die Kreditinstitute haben bei der Bun- 
desbank Mindesteinlagen zu unterhalten, 
deren Höhe das Direktorium im V^hältnis 
zu den Sicht- und Terminverbindlichkeiten 
der Kreditinstitute und — soweit hierfür 
keine Anlagevorschriften bestehen — zu 
ihren Verpflichtungen aus Spareinlagen fest- 
setzt. Der Hundertsatz darf bei Sichtverbind- 
lichkeiten vierzig, bei den übrigen. Verbind- 
lichkeiten zwanzig vom Hundert nicht über- 
schreiten. Das Direktorium kann den Hun- 
dertsatz für einzelne Arten oder Gruppen 
von Instituten oder nach sonstigen allge- 
meinen Gesichtspunkten verschieden be- 
messen oder bestimmte Verbindlichkeiten bei 
der Berechnung der Mindesteinlagen aus- 
nehmen. 

(2) Die Bundesbank kann für den das Min- 
desteinlagensoll unterschreitenden Betrag 
einen Sonderzins bis zu drei vom Hundert 
über dem jeweiligen Lombardsatz erheben. 

(3) Nähere Bestimmungen über die Unter- 
haltung der Mindesteinlagen trifft das Direk- 
torium, auch darüber, ob und inwieweit Kre- 
ditinstitute, die einem Zentralinstitut ange- 
schlossen sind, Mindesteinlagen mittelbar 
über das Zentralinstitut halten dürfen. 

(4) Die Pflidit zur Unterhaltung von Min- 
desteihlagen geht der in anderen Vorschriften 
begründeten Pflicht zur Unterhaltung von 
Liquiditätsguthaben vor. Mindesteinlagen 
sind auf Liquiditätsguthaben anzurechnen. 

S 21 

Einlage öffentlicher Gelder 

Der Bund, die Länder sowie das Sonder- 
vermögen Lastenausgleich haben ihre noch 
nicht zur haushaltsmäßigen Ausgabe ge- 
langten Kassenmittel bei der Bundesbank ein- 
zulegen. Das Direktorium kann Ausnahmen 
zulassen, wenn nicht währungspolitische 
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Gründe die Einlage bei der Bundesbank er- 
forderlich madien. 


S 22 


Statistische Erhebungen 

(1) Die Bundesbank ist beredhtigt, die von 
ihr zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigten 
Statistiken auf dem Gebiet des Bank>- und 
Geldwesens bei den Kreditinstituten anzu- 
fordern. Sie führt diese Statistiken durch und 
wertet ihre Ergebnisse für die Zwecke ihres 
Geschäftsbereichs aus. Sie ist berechtigt, diese 
Ergebnisse zu veröffentlichen. 

(2) Die Kreditinstitute sind verpflichtet, 
^uf Verlangen der Bundesbank die notwen- 
digen Angaben zu machen. 


(3) Im übrigen gelten die Vorschriften des 
gesetzes über Statistik für Bundeszwecke. 


ABSCHNITT V 

Jahresabschluß, Gewinnverteilung 
und Ausweis 

S 23 

Jahresabschluß 

(1) Das Geschäftsjahr der Bundesbank ist 
das Kalenderjahr. 

(2) Innerhalb von vier Monaten nach Ab- 
lauf des Geschäftsjahres hat das Direktorium 
den Jahresabschluß aufzustcllcn. Der Jahres- 
abschluß und die Bücher sind durch einen 
oder mehrere sachverständige und unabhän- 

E ige Prüfer, die das Kuratorium zu bestellen 
at, zu prüfen. 

(3) Die Genehmigung des mit dem Prü- 
fungsvermerk " versehenen Jahresabschlusses 
und die Entlastung des Direktoriums obliegt 
dem Kuratorium. Der genehmigte Jahresab- 
schluß ist durch das Direktorium festzustellen 
und unverzüglich zu veröffentlichen. 

S 24 

Gewinnverteilung 

Der Reingewinn ist wie folgt zu verteilen: 

1. Zwanzig vom Hundert des Gewinns, min- 
destens aber zwanzig Millionen Deutsche 
Mark, sind einer gesetzlichen Rücklage so- 
lange zuzuführen, bis diese fünf vom Hun- 


dert des Notenumlaufs erreicht. Die ge- 
setzliche Rücklage darf nur zum Ausgleich 
von Wertminderungen und zur Deiung 
von sonstigen Verlusten verwendet wer- 
den. Ihrer Verwendung steht nicht ent- 
gegen^ daß freie für den gleichen Zweck 
bestimmte Rücklagen vorhanden sind; 

2. von dem verbleibenden Rest ist auf das 
Kapital ein Gewinnanteil von sechs vom 
Hundert des Kapitals ausz\ischütten; 

3. von dem hiernach verbleibenden Rest 
können zehn vom Hundert zur Bildung 
von Rücklagen für bestimmte Zwecke ver- 
wendet werden; 

4. ein dann noch verbleibender Rest fließt 
bis zu einem Betrage von zweieinhalb vom 
Hundert der der Bundesbank zustehenden 
Ausgleichsforderungen dem' Bunde zu; 

5. der darüber hinaus verbleibende Rest ist 
einem Fonds zur Tilgung von Ausgleidis- 
forderungen der Geldiiistitute, Versiche- 
rungsunternehmen und Bausparkassen zu- 
zuführen, dessen Verwendung im Ein- 
zelnen näherer Regelung Vorbehalten 
bleibt. Nach Auflösung dieses Fonds fließt 
auch der Rest dem Bunde zu. 

§25 

Ausweis 

Das Direktorium hat den Stand der Aktivä 

und f^assiva der Bundesbank wöchentlich zu 

veröffentlichen. Der Ausweis muß enthalten: 

1. auf der Aktivseite: 

Goldbestand 

Guthaben in ausländischer Währung 
Sorten, ausländische Wechsel Und Schecks 
Forderungen aus der Abwicklung des Aus- 
landsgeschäfts 
Inlandswechsel 

Schatzwechsel und unverzinsliche Schatz- 
anweisungen 

a) des Bundes und der Bundesverwal- 
tungen 

b) der Länder 
Lombardforderungen gegen 

a) Wechsel 

b) Ausgleichsfordcrungcn 

c) sonstige Sicherheiten 
Kassenkredite an 

a) den Bund und die Bundesverwal- 
tungen 

b) die Länder 
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vi^'crtpaplcre 

a) am offenen Markt gekaufte 

b) sonstige 

AusgleichsforHerungen und unverzinsliche 

Schu^verschreibungen 

Deutsche Scheidemünzen 
Postscheckguthaben 
sonstige Vermögenswerte 

2. auf der Passivseite: 

Banknotenumlauf 

Etagen 

a) der Kreditinstitute 
' b) der Öffentlichen Verwaltungen 

aa) Bund und Bundesverwaltungen 
bb) Gegenwertkonten des Bundes 
cc) Länder 

dd) sonstige öffentliche Verwal- 
tungen 

c) ausländischer Regierungsstellen 

d) sonstiger Einleger 

Verbindlichkeiten aus der Abwicklung des 

Auslandsgesdiäfts 

Grundkapital 
Rücklagen 
Rückstellungen 
sonstige Verbindlichkeiten 

ABSCHNITT VI 
Allgemeine Bestimmungen 

S 26 

Sonderstellung der Bundesbank 

(1) Die Bundesbank hat die Stellung einer 
Bundesbehörde und führt das kleine Bundes- 
siegcl; das^ Direktorium hat die Stellung einer 
obersten Bundesbehörde und führt das große 
Bundessiegel. 

(2) Der Bundesbank stehen In bezug auf 

Besteuerung, Errichtung von Bauten, Woh- 
nungs- und Mictangelegenheiten die gleichen 
Vergünstigxmgcn wie der Bundesrepublik 
Deutschland zu. ^ 

(3) Die Vorschriften über die Beteiligung 
an den Industrie- und Handelskammern fin- 
den auf die Bundesbank keine Anwendung. 


§27 

Urkundsbeamte 

(1) Der Präsident des Direktoriums kann 
bei der Bundesbank und ihren Zweiganstalten 
Urkundsbeamte bestellen. Sie müssen die Be- 
fähigung zum Rieht cramt besitzen. Sie können 
in Angelegenheiten der Bundesbank alle 
Amtsgeschöte eines Notars wahrnehmen und 
führen das kleine Bundessiegel. 

(2) Die^Befugnis, die Bundesbank zu ver- 
treten, kann durch die Bescheini|ung eines 
Urktmdsbeamten der Btmdesbaiiük nachge- 
wiesen werden. 

S 28 

Rechtsverhältnisse der Bankangehörigen 

(1) Die Dienstverhältnisse und Bezüge der 
Mitglieder des Direktoriums werden durch 
Verträge zwischen diesen und der Bundes- 
bank, vertreten durch das Direktorium, ge- 
regelt. Die Verträge bedürfen der Zustim- 
mung der Bundesregierung. 

(2) Der Präsident des Direktoriums er- 
nennt auf Vorschlag des Direktoriums die 
Beamten der Bundesbank. Die Beamten der 
Bundesbank sind mittelbare Bundesbeamte. 
Ihre Rechtsverhältnisse können insoweit 
durch ein Personalstatut und ein Besoldungs- 
statut geregelt werden, als die Bedürfnisse 
eines geordneten imd leistungsfähigen Bank- 
betriebes Abweichungen von den für Bun- 
desbeamte geltenden Vorschriften erforc^-%.i. 
Das Personalstatut und das Besoldungsstatut 
werden nach Zustimmung des Kuratoriums 
vom Direktorium erlassen. 

(3) Die Beamten der BundeAank unter- 
stehen der für Bundesbeamte geltenden 
Dienststrafordnung. Oberste Dienstbehörde 
der Beamten der Bundesbank ist der Präsi- 
dent des Direktoriums, 

(4) Für die Angestellten und Arbeiter der 
Bundesbank gelten bis zum Abschluß von 
Tarif Vereinbarungen, die der Zustimmung 
des Kuratoriums bedürfen, die Bestimmun- 
gen der ATO, TO.A und TO.B nebst den 
dazugehörigen allgemeinen Dienstordnungen. 

S 29 

Schweigepflicht 

Alle im Dienst der Bundesbank tätigen 
oder auf Grund dieses Gesetzes mit Ange- 
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Icgcnhcitcn der Bundesbank befaßten Per- 
sonen sind znr Verschwiegenheit über die zu 
ihrer Kenntnis gelangenden Angelegenheiten 
und Einrichtungen der Bundesbank ver- 
pflichtet, auch nachdem ihre Tätigkeit für 
die Bundesbank beendet ist. Sie dürfen über 
Angelegenheiten der Bundesbank vor Ge- 
richt nur mit Einwilligung des Präsidenten 
des Direktoriums aussagen. Die Einwilligung 
soll nur versagt werden, wenn die Aussage 
das öffentliche Wohl gefährden oder die Er- 
füllung öffentlicher Aufgaben erschweren 
würde. Die Vorschrift des § 3 Abs. 2 bleibt 
unberührt. 

§30 

Veröffentlichungen 

Alle für die Öffentlichkeit bestimmten Be- 
kanntmachungen der Bundesbank sind im 
Bunde^nzeiger zu veröffentlichen. Dies gilt 
insbesdndere für die Diskont- und Lombard- 
sätze, die im allgemeinen Geschäftsverkehr 
mit der Bundesbank gelten, sowie für die 
Mindesteinlagesätze. 

§31 

Satzung 

Die Satzung der Bundesbank wird vom 
Direktorium erlassen. Sic bedarf der Zu- 
stimmung des Kuratoriums und ist zu ver- 
öffentlichen. 


ABSCHNITT VII 

Strafbestimmungen 
§ 32 

Unbefugte Ausgabe von Geldzeichen 

(1) Wer vorsätzlich unbefugt Geldzeichen 
(Marken, Münzen, Scheine und sonstige Ur- 
kunden, die geeignet sind, im Zahlungsver- 
kehr an Stelle der gesetzlich zugclassenen 
Münzen oder Banknoten verwendet zu wer- 
den) oder unverzinsliche Inhaberschuldvcr- 
schreibungen ausgibt, wird, auch wenn ihre 
Wertbezeichnung nicht auf Deutsche Mark 
lautet, mit Geldstrafe bis zum Zehnfachen 
des ausgegebenen Betrages, jedoch nicht unter 
fünftausend Deutsche Mark bestraft. Da- 
neben kann auf Gefängnisstrafe bis zu einem 
Jahr erkannt werden. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 


(3) Bei Fahrlässigkeit ist auf Geldstrafe 
zu erkennen. 

S 33 

Verwendung unbefugt ausgegebener Geld- 
zeichen 

(1) Mit Geldstrafe wird bestraft, wer vor- 
sätzlich 

1. Geldzeichen oder unverzinsliche Inhaber- 
schuldVerschreibungen, die unbefugt aus- 
gegeben worden sind (§ 32), zu Zahlungen 
verwendet, 

2. Geldzeichen oder unverrinslichc Inhabcr- 

schuldverschreibungen, cfie außerhalb des 
Geltungsbereiches dieses Gesetzes aus- 
gegeben sind und ausschließlich oder neben 
einer anderen Wertbezeichnung auf 

Deutsche Mark lauten, zu Zahlungen im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ver- 

wendet. 

(2) Bei gewerbsmäßiger Verwendung ist 
auf Geldstrafe bis zum Zehnfachen des ver- 
wendeten Betrages zu erkennen. 

Daneben kann auf Gefängnisstrafe bis zu 
einem Jahr erkannt werden. Der Versuch ist 
strafbar. 

§ 34 
Einzug 

In den Fällen der §§ 32 und 33 können 
Geldzeichen oder unverzinsliche Inhaber- 
schuldverschreibungen, auf die sich die straf- 
bare Handlung bezieht, eingezogen werden. 
Gehörten sie im Falle des § 33 Abs. 1 Nr. 2 
zur Zeit der Tat weder dem Täter 
noch einem Teilnehmer, so ist dem Eigen- 
tümer eine angemessene Entschädigung aus 
der Staatskasse zu gewähren, es sei denn, daß 
er die Straftat kannte oder kennen mußte 
oder daß er von ihr einen Vorteil gehabt 
hat, dessen Zusammenhang mit der Straftat 
ihm erkennbar war. 

§ 35 

Verletzung von Amtspflicht ei^ 

(1) Mit Gefängnis und mit Geldstrafe oder 
mit einer dieser Strafen wird, soweit nicht 
nach anderen Gesetzen schwerere Strafen 
verwirkt sind, bestraft, wer vorsätzlich 

l.als Mitglied des Direktoriums den Stand 
der Verhältnisse der Bundesbank in einem 
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nach den Bestimmungen dieses Gesetzes 
vor^eschriebenen Ausweis oder Ab<;chluß 
falsch darstellt oder verschleiert; 

2. die Ihm nach § 29 obliegende Pflicht zur 
Verschwiegenheit verletzt. 

(2) Im Fall des Absatzes 1 Nr. 2 tritt die 
Strafverfolgung nur auf Antrag ein. An- 
tragsberechtigt Ist bei Mitgliedern des Direk- 
toriums das Kuratorium, im übrigen der 
Präsident des Direktoriums. 

ABSCHNITT VIII 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 
§ 36 

Vermögensänderungen 
Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes: 

1. erlöschen die Forderungen und Schulden 
der Landeszentralbanken und der Berliner 
Zentralbank untereinander sowie zwischen 
diesen und der Bank deutscher Länder; 

2. erlöschen die Kapitalbeteiligungen der 
Landeszentralbanken an der Bank deut- 
scher Länder; 

3. gehen die Kapitalbeteiligungen der Län- 
der an den Landeszentralbanken und die 
des Landes Berlin an der Berliner Zentral- 
bank auf den Bund über; 

4. geht die Schuld der Länder aus den den 
Landeszentralbanken zustehenden Aus- 
Helchsforderungen auf den Bund über und 
erlischt die Verpflichtung des Landes Ber- 
lin, dem Bunde Schuldverschreibungen in 
der gleichen Höhe zu gewähren, in der er 
selbst an die Bank deutscher Länder 
Schuldverschreibungen zur Deckung der 
Geldausstattung Berlins gegeben hat. Der 
Bund zahlt dem Lande Berlin fünf Mil- 
lionen Deutsche Mark als Entschädigung 
für das Kapital der Berliner Zentralbank. 
Der Betrag ist dem In der Schlußbilanz 
ausgewiesenen Gewinn der Bank deutscher 
Länder und, soweit dieser nicht ausreicht, 
der freien Reserve zu entnehmen. 

§ 37 

Ausgleichslast der Bundesbahn und Bundes- 
post 

Soweit die Bundesbahn und die Bundes- 
post nach § 10 Abs. 4 der zweiten Durch- 


führungsverordnung zum Umstellungsgcsctz 
(Bankenverordnung) zur Übernahme eines 
Teiles der Zinsen für die Ausgleichsforderun- 
gen der Bank deutscher Länder verpflichtet 
worden sind, bleibt ungeachtet dieser Ver- 
pflichtung auch der Bund Schuldner. Die für 
rückständige Zinsen bei der Bank deutscher 
Länder gebildeten Rücklagen sind aufzulösen 
und unter Entlastung des Bundes der gesetz- 
lichen Reserve zuzuführen. 

§ 38 

Eröffnungsbilanz der Bundesbank 

Auf den Tag des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes hat das Direktorium eine Eröffnungs- 
bilanz der Bundesbank aufzustellen. In dieser 
sind die Positionen der Schlußbilanzen der 
Bank deutscher Länder, der Landeszentral- 
banken und der Berliner Zentralbank unter 
Berücksichtigung der Veränderungen nach 
§§ 36 und 37 mit denselben Ansätzen aus- 
zuweisen. Die Eröffnungsbilanz bedarf der 
Feststellung durch das Kuratorium und Ist 
vom Direktorium zu veröffentlichen. 

§ 39 

Wechsel der Organe 

(1) Das Direktorium soll Innerhalb eines 
Monats nach Inkrafttreten dieses Gesetzes be- 
stellt werden. Bei der ersten Bestellung hat In 
Abweichung von § 6 die Bundesregierung 
den Vizepräsidenten auf fünf Jahre, zwei 
Mitglieder auf sechs Jahre, zwei Mitglieder 
auf vier Jahre und ein Mitglied auf zwei 
Jahre, der Bundesrat zwei Mitglieder auf fünf 
Jahre, zwei Mitglieder auf drei Jahre und 
ein Mitglied auf zwei Jahre zu bestellen. 

(2) Sobald der Präsident, der Vizepräsident 
und sechs Mitglieder bestellt sind, übernimmt 
das Direktorium die Geschäftsführung. Bis 
dahin werden die Geschäfte des Direktoriums 
durch den Zentralbankrat der Bank deutscher 
Länder Im Rahmen seines bisherigen Auf- 
gabenkreises, Im übrigen durch das Direk- 
torium der Bank deutscher Länder geführt. 

(3) Der Beirat soll innerhalb von fünf 
Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
berufen werden. 

(4) Mitglieder des Vorstandes einer Landes- 
zentralbank, die gleichzeitig die Geschäfte 
einer Zwciganstalt am Sitz der Landeszen- 
tralbank geleitet haben, führen die Ge- 
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schäfte bis zur Neubestellung des Vorstandes 
der Zweiganstalt fort. Entsprechendes gilt 
für die Berliner Zentralbank, 

(5) Unbeschadet der Vorschriften der Ab- 
Sätze 2 und 4 bleiben der Zentralbankrat und 
das Direktorium der Bank deutscher Länder, 
die Vorstände und Verwaltungsräte der Lan- 
deszentralbanken sowie das Direktorium 
und der Verwaltungsrat der Berliner Zentral- 
bank bestehen, soweit diese Organe für die 
Aufstellung und Genehmigung von Schluß- 
bilanzen erforderlich sind. 

§ 40 

Veränderung der Dienstverhältnisse 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
werden die Beamten, Angestellten und Ar- 
beiter der Bank deutscher Länder, der Lan- 
deszentralbanken und der Berliner Zentral- 
bank Beamte, Angestellte und Arbeiter der 
Bundesbank. Im übrigen finden die Vor- 
schriften des Kapitels V des Gesetzes zur 
Änderung von Vorschriften auf dem Gebiete 
des allgemeinen Beamten-, des Besoldungs- 
und des Versorgungsrechts in der Bundes- 
verfassung vom 24. Januar 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 87, 97) Anwendung, 

(2) Die Dienstverhältnisse des Präsidenten 
des Zentralbankrats, der Mitglieder des Di- 
rektoriums der Bank deutscher Länder und 
der Vorstände der Landeszentralbanken so- 
wie des Direktoriums der Berliner Zentral- 
bank enden mit Erledigung ihrer Aufgaben 

39). Die vertraglich begründeten geld- 
lichen Ansprüche bleiben unberührt. 

§ 41 

Interimspersonalstatut 

Das Direktorium hat Innerhalb von sechs 
Monaten nach Inkrafttreten des Gesetzes ein 
Personal- und ein Besoldungsstatut (§ 28) 
dem Kuratorium zur Zustimmung vorzu- 
legen. Bis zum Erlaß dieser Statute, längstens 
bis zum Ablauf eines Jahres nadi Ihrer Vor- 
lage beim Kuratorium, finden die Vor- 
schriften des Personalstatuts der Bank deut- 
scher Länder (Bundesanzeiger Nr. 13 vom 
19. Januar 1950 nebst Anlagen) Anwendung. 

§ 42 

Interimssatzung 

Bis zum Erlaß der Satzung (§ 31) gelten 
die Satzungen der Bank deutsdier Länder, 


der Landeszentralbanken und der Berliner 
Zentralbank unter Berücksichtigung der sidi 
aus diesem Gesetz ergebenden Veränderun- 
gen fort. 

§ 43 

Übergangsvorschriften zu § 12 

Die von der Bank deutscher Länder der 
Bundesbahn gewährten Kredite werden nur 
mit einem Betrage von dreihundert Milli- 
onen Deutsche Mark auf den in § 12 fest- 
gesetzten Höchstbetrag angerechnet. 

§ 44 

Reichsbanktreuhänder 

Der Bundesminister für Wirtschaft kann 
bis zum Erlaß eines Bundesgesetzes über die 
Abwicklung des Vermögens der deutschen 
Reichsbank einen Treuhänder für die Ver- 
waltung dieses Vermögens bestellen. 

§ 45 

Änderung von Rechtsvorschriften 

Soweit In anderen Rechtsvorschriften die 
Bank deutscher Länder, die Landeszentral- 
banken oder die Berliner Zentralbank ge- 
nannt sind, tritt an deren Stelle die Bundes- 
bank. 

§ 46 

Aufhebung von Reditsvor Schriften 

Folgende Vorschriften werden aufgehoben: 

1. das Gesetz über die Errichtung der Bank 
deutscher Länder 

Gesetz Nr. 60 abgeänderter Text der ame- 
rikanischen Militärregierung (Amtsblatt 
der Militärregierung Deutsdiland Ameri- 
kanisches Kont rollgebiet Ausgabe L S. 6), 

Verordnung Nr. 129 erste Abänderung 
der britischen Militärregierung (Amtsblatt 
der Militärregierung Deutschland Briti- 
sches Kontrollgeblet Nr. 27 S. 991), 

Verordnung Nr. 203 des französischen 
Oberkommandos (Amtsblatt des franzö- 
sischen Oberkommandos in Deutschland 
Nr. 250/256 S. 1912) 

in der Fassung 

des Artikels 1 des Gesetzes Nr. 15 der 
Alliierten Hohen Kommission betr. Än- 
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derung von Rechtsvorschriften über Bank- 
wesen und Währungsreform (Amtsblatt 
der Alliierten Hohen Kommission in 
Deutschland Nr, 7 S. 70), 

des Artikels 4 des Gesetzes Nr. 29 der 
Alliierten Hohen Kommission betr. Än- 
derung von Rechtsvorschriften über Ban- 
ken und Währungsreform (Amtsblatt der 
Alliierten Hohen Kommission für Deutsch- 
land Nr. 26 S, 470) und 

des Übergangsgesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Errichtung der Bank 
deutscher Länder vom 10. August 1951 
(Bundesgesetzbl, I S. 509); 

2. das Gesetz über die Landeszentralbanken 

Gesetz Nr. 66 der amerikanischen Militär- 
regierung (Amtsblatt der Militärregierung 
Deutschland Amerikanisches Kontrollge- 
biet Ausgabe M S. 34), 

Verordnung Nr, 132 erste Abänderung 
der britischen Militärregi rung (Amtsblatt 
der Militärregierung Deutschland Britisches 
Kontrollgebiet Nr. 28 S. 1067), 

Verordnung Nr. 209 des französischen 
Oberkommandos (Amtsblatt des französi- 
schen Oberkommandos in Deutschland 
Nr. 258/259 Seite 1938) 

in der Fassung 

des Artikels 1 des Gesetzes Nr. 21 der Al- 
liierten Hohen Kommission betr. Ände- 
rung von Rechtsvorschriften über die 
Landeszentralbanken (Amtsblatt der Alli- 
ierten Hohen Kommission für Deutschland 
Nr. 11 Seite 118); 

3. die Verordnung über die Errichtung der 
Berliner Zentralbank vom 20. März 1949 
(Verordnungsblatt für Groß-Berlin Teil 1 
S, 88); 

4. das zweite Gesetz zur Neuordnung des 
Geldwesens (Emissionsgesetz) 

Gesetz Nr. 62 der amerikanischen Militär- 
regierung (Amtsblatt der Militärregierung 
Deutschland Amerikanisches Kontroll- 
gebiet Ausgabe J S. 18), 

Gesetz Nr. 62 der britischen Militär- 
regierung (Amtsblatt der Militärregierung 


Deutschland Britisches Kontrollgebiet 
Nr. 25 S. 859), 

Verordnung Nr. 159 des französisdien 
Oberkommandos (Amtsblatt des französi- 
schen Oberkommandos in Deutschland 
Nr. 176 S, 1531); 

5. Artikel 4 des Gesetzes über die Ausstat- 
tung der Gebietskörperschaft Groß-Berlin 
mit Geld 

Gesetz Nr, 67 der amerikanischen Militär- 
regierung (Amtsblatt der Militärregierung 
Deutschland Amerikanisches Kontroll- 
gebiet Ausgabe O S. 51), 

Gesetz Nr. 67 der britischen Militärregie- 
rung (Amtsblatt der Militärregierung 
Deutschland Britisches Kontrollgebiet 
Nr. 32 Teil 5 S. 2), 

Verordnung Nr. 223 vom 28. Juli 1949 des 
französischen Oberkommandos in Deutsch- 
land (Amtsblatt des französischen Ober- 
kommandos in Deutschland Nr. 290/292 
S. 2u>i); 

6, die Vorschriften über die Bestellung von 
Treuhändern für die Deutsche Reichsbank 

Verordnung Nr. 140 der britischen Mili- 
tärregierung (Amtsblatt der Militärregie- 
rung Deutschland Britisches Kontrollgebiet 
Nr. 23 S. 718), 

Verordnung Nr. 78 des französischen 
Oberkommandos (Amtsblatt des französi- 
schen Oberkommandos in Deutschland 
Nr. 57 S. 575), 

Verordnung Nr. 111 vom 30. Dezember 
1946 zur Durchführung des Gesetzes Nr. 50 
über die Errichtung der Landeszentralbank 
von Bayern (Bayerisches Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt 1947 S. 47), 

Verordnung Nr. 513 vom 24. Dezember 
1946 zur Durchführung des Gesetzes Nr. 55 
über die Errichtung der Landeszentral- 
bank von Württemberg-Baden (Regie- 
rungsblatt der Regierung Württemberg- 
Baden 1947 S. 6), 

Verordnung vom 6, März 1947 zur 
Durchführung des Gesetzes über die Er- 
richtung der Landeszentralbak von Bre- 
men (Gesetzblatt der Freien Hansestadt 
Bremen 1947 S. 40), 
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Verordnung vom 20. Dezember 1946 zur 
Durchführung des Gesetzes über d’c Er- 
richtigung der Landeszentralbank von 
Hessen (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Hessen 1947 S. 28). 


§ 47 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am i953 

in Kraft. 


§ 48 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
des Gesetzes über die Stellung des Landes 
Berlin im Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Bonn, den 4. Dezember 1952 
Dr. Preusker 
Dr. Schäfer und Fraktion 
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